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Deutsches Finanzgericht Rheinland-Pfalz zu Outsourcing

Hintergrund
Die Klägerin erbrachte Dienstlei-
stungen für Banken (als Automaten-
betreiber) im Zusammenhang mit 
dem Betrieb von Geldautomaten. 
Diese Dienstleistungen umfassten 
u.a.: Vermietung von Geldausgabe-
automaten an die Bank, Wartung und 
Pflege der Geldautomaten, Proces-
sing-Dienstleistungen (Datenver- und 
bearbeitung) inkl. Geldtransport und 
Befüllung der Geldautomaten mit 
Bargeld sowie Software-Dienstlei-
stungen ("Rund-um-Sorglos-Paket").

Urteil
Nach der Rechtsprechung des EuGH 
können auch Leistungen, die ein Drit-
ter gegenüber einer Bank erbringt, als 
Leistungen im Zahlungs- und Über-
weisungsverkehr (in Österreich ent-
spricht dies § 6 Abs. 1 Z. 8 lit. e) UStG) 
steuerfrei sein. Dies unter der Voraus-
setzung, dass diese Leistungen ein im 
Großen und Ganzen eigenständiges 
Ganzes sind, das die spezifischen und 
wesentlichen Funktionen der steuer-
freien Finanzdienstleistung erfüllt.

Nach der Ansicht des Senates des 
Finanzgerichts Rheinland-Pfalz 
stellt das gegenständlich vereinbar-
te Leistungspaket eine einheitliche 
Leistung dar (Klägerin erbringt eine 
Hauptleistung – nämlich die Ermög-
lichung der Auszahlung von Bargeld 
an Geldautomaten – und im Übrigen 
Nebenleistungen). Diese Einheit-
lichkeit der Leistung impliziert, dass 
diese Leistungen ein im Großen und 
Ganzen eigenständiges Ganzes dar-
stellen.

Weiters führt der Senat aus, dass die 
spezifischen und wesentlichen Funk-
tionen des Umsatzes im Zahlungs-
verkehr darin bestehen, eine Über-
tragung von Bargeld verbunden mit 
der Herbeiführung rechtlicher und 
finanzieller Änderungen zu bewirken. 

Nach der Berücksichtigung des 
gesamten Leistungserstellungspro-
zesses, erfüllt die Klägerin im vorlie-
genden Fall mit ihren Leistungen für 
die Bank die spezifischen und wesent-
lichen Funktionen der steuerfreien 
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Outsourcing-Leistungen gegenüber einer Bank im Zusammenhang mit 
dem Betrieb von Geldautomaten können umsatzsteuerfrei sein

Nachfolgend stellen wir Ihnen vier Urteile deutscher Gerichte vor, die für 
Österreich von Interesse sind.
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Deutscher Bundesfinanzhof zur umsatzsteuerlichen Organschaft 

Nach Ansicht des BFH können nun Personengesellschaften unter be-
stimmten Voraussetzungen Mitglied einer Organschaft sein. Weiterhin 
nicht möglich ist eine Organschaft mit einer Schwestergesellschaft und 
mit Nichtunternehmern.

Nach der Entscheidung des EuGH in 
der Rechtssache Larentia + Minerva 
(C-108/14, C-109/14) hat sich der 
deutsche BFH in einigen Urteilen zu 
Zweifelsfragen bei der umsatzsteuer-
lichen Organschaft geäußert.

Organschaft mit Tochterpersonen-
gesellschaft (BFH V R 25/13)
Entgegen der bisherigen Rechtspre-
chung des deutschen BFH ist nun eine 
Organschaft mit einer Tochterper-
sonengesellschaft zulässig. Gesell-
schafter der Personengesellschaft 
dürfen nur der Organträger und 
andere vom Organträger finanziell 
beherrschte Gesellschaften sein.

Keine Organschaft mit Schwester-
gesellschaft (BFH V R 15/14) und 
mit Nichtunternehmern  
(BFH V R 67/14)
In zwei weiteren Urteilen lehnt der 
BFH zunächst die Bildung einer Or-
ganschaft zwischen Schwerstergesell-
schaften (GmbH mit der Schwesterge-
sellschaft GmbH & Co. KG) weiterhin 
ab. Dies mit der Begründung, dass die 
Organschaft eine eigene Mehrheits-

beteiligung des Organträgers an der 
Tochtergesellschaft voraussetzt und 
zudem im Regelfall eine personelle 
Verflechtung über die Geschäftsfüh-
rung der Personengesellschaft be-
stehen muss. Auf Unionsrechtsebene 
würde eine „enge Verbundenheit“ 
ausreichen.

Weiters verneint der BFH die Bil-
dung einer Organschaft mit einem 
Nichtunternehmer (im vorliegenden 
Fall: juristische Person des öffentli-
chen Rechts als Organträger). Dies 
mit der Argumentation, dass die 
Unternehmereigenschaft des Organ-
trägers der Vermeidung von miss-
bräuchlichen Gestaltungen, wie, 
dass nichtabziehbare Vorsteuern 
abgezogen werden können, diene.

Auswirkungen auf Österreich
Tendenziell hat der BFH an einer 
engen Auslegung der Organschaft 
festgehalten, wie sie in Österreich 
vertreten wird. Eine Reaktion auf die 
jüngsten Entscheidungen des EuGH 
in Österreich gibt es noch nicht.

Dienstleistung „Umsatz im Zahlungs-
verkehr“. Revision wurde eingelegt.

Auswirkung für Österreich
Da die Rechtsprechung zu einer ein-
heitlichen europäischen Rechtslage 
ergangen ist, sind die Aussagen zu 
Outsourcing sowie zur Einheitlichkeit 

der Leistung für Österreich rele-
vant. Bislang hat die österreichische 
Finanzverwaltung in diesem Zu-
sammenhang keine klare Aussage 
getroffen. 
Die Entscheidung des deutschen 
Bundesfinanzhofes bleibt abzu-
warten.


